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Vertraulich! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 136 

 

vom 9. Jänner 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretäre E l d e r s c h und Dr. 

M a y r; ferner alle Unterstaatssekretäre. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 7: vom Staatsamt für Verkehrswesen Dr. S p e i l - O s t h e i m. 

 

Vorsitz: Staatskanzler Dr. R e n n e r  

bei den Punkten 3-5 und anfangs des Punktes 6 Vizekanzler F i n k. 

 

Dauer: 15.00 – 19.30. 

 

Reinschrift (30 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

Nicht behandelte Beilage über das Umsatzsteuergesetz (fol. 109, gedruckt) 

Nicht behandelte Beilage betr. Fernspruch vom cs. Minister Benesch aus Prag an StK. 

Renner über die anstehenden Verhandlungen in Prag (3 Seiten, dem KRP Nr. 137 beigelegt) 

 

Inhalt: 

1. Bestellung eines Vertreters in die internationale Verkehrskommission. 

2. Freigabe von Flachdruckpapier zur Ausfuhr nach Ungarn. 

3. Flüssigmachung der ersten Rate von 400.000 K aus der dem Lande Vorarlberg 

zugesicherten Staatssubvention für die Vorarbeiten zur Ausnützung der 

Wasserkräfte des Lünersees. 

4. Sanitäre Zustände im Wiener Landesgericht. 

5. Vollzugsanweisung über die Exekution auf die Bezüge der im öffentlichen Dienste 

stehenden Personen und ihrer Hinterbliebenen. 

6. Wehrgesetz. 

7. Missbräuchliche Führung von Staatsbesuchen. Neuregelung der Hausverwaltung 



136 – 1920-01-09  2 
 

im ehemaligen Kriegsministerialgebäude. 

8. Festsetzung besonderer Postgebühren für Zeitungen. 

9. Vollzugsanweisung zum Besoldungsübergangsgesetz. 

10. Gewährung einer einmaligen außerordentlichen Geldzubuße an Pensionsparteien. 

11. Abstempelung der 1 und 2 Kronennoten. 

12. Vollzugsanweisung über Errichtung und Aufgaben des Abrechnungsamtes.  

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 3 betr. Flüssigmachung der ersten Rate (400.000 K) an das Land Vorarlberg 

für Vorbereitungsarbeiten zur Ausnützung der Wasserkräfte des Lünersees (4 Seiten, 

zweifach) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vortrag des StA. f. Justiz über die Exekution auf die Bezüge der im 

öff. Dienst stehenden Personen und ihrer Hinterbliebenen (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Exekution auf die 

Bezüge der im öff. Dienst stehenden Personen und ihrer Hinterbliebenen (1 Seite, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 6 betr. das Wehrgesetz (17 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Begründung zum Wehrgesetz (11 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 6 betr. den §§ 7 des Wehrgesetzes, Aufstellung von 

Heeresverwaltungsstellen (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vollzugsanweisung zum Besoldungsübergangsgesetz (4 Seiten, 

gedruckt) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vorlage des StA. f. Finanzen über die einmalige außerordentliche 

Geldzubuße für Pensionsparteien (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vortragsentwurf über die Abstempelung der Ein- und 

Zweikronennoten (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen über die Vollzugsanweisung zur 

Errichtung und den Aufgaben des Abrechnungsamtes (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Vollzugsanweisung über Errichtung und Aufgaben des 

Abrechnungsamtes sowie die Satzungen des Abrechnungsamtes (6 Seiten) 

 

1. 

Bestellung eines Vertreters in die internationale Verkehrskommission. 

Staatskanzler Dr. R e n n e r gibt bekannt, dass die im Staatsvertrag von St. Germain 

vorgesehene Internationale Verkehrskommission in den nächsten Tagen ihre Tätigkeit 
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aufnehmen werde und sohin nunmehr die Bestellung eines österreichischen Vertreters 

erfolgen müsse. Redner habe für diese Funktion den Sektionschef im Staatsamt für 

Verkehrswesen Ingenieur Bruno E n d e r e s in Aussicht genommen. Gesandter A l l i z é 

hätte allerdings mitgeteilt, dass dieser seiner politischen Haltung wegen Frankreich nicht ganz 

genehm sei, doch glaube der Vorsitzende, dessen ungeachtet an seinem Vorschlag festhalten 

zu sollen, zumal die Einwendungen Frankreichs gegen Enderes mehr auf Machenschaften im 

Inlande zurückzuführen sein dürften und er der einzige ist, der neben der fachlichen 

Qualifikation auch über die erforderlichen Sprachkenntnisse verfügt. Das Entgegenkommen 

gegenüber der Vorstellung Frankreichs, die an sich eine Einmengung in innere 

Angelegenheiten Österreichs darstelle, könne höchstens soweit gehen, dass an die 

Notlifikation der Bestellung Enderes die Mitteilung geknüpft werde, die Wahl sei aus dem 

Grunde auf ihn gefallen, weil dermalen andere fachlich und zugleich auch sprachlich 

geeignete Funktionäre nicht zur Verfügung stünden. Würde sich in der Kommission wirklich 

ein ernster Widerstand zeigen, könnte dann noch immer ein Wechsel in der Person 

vorgenommen werden. 

Nach einer kurzen Debatte, an welcher sich Staatssekretär Paul und Unterstaatssekretär 

Ellenbogen beteiligten, pflichtet der Kabinettsrat den Ausführungen des Vorsitzenden bei und 

genehmigt die Entsendung des Sektionschefs Enderes in die Internationale 

Verkehrskommission. 

 

2. 

Freigabe von Flachdruckpapier zur Ausfuhr nach Ungarn. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k berichtet, dass im Wege der ungarischen Gesandtschaft an 

ihn um die Freigabe von 50 Waggon Flachdruckpapier nach Ungarn gegen Kompensationen 

im Warenwerte herangetreten worden sei. Ungeachtet des großen Papiermangels hätte Redner 

im Interesse der Gewinnung von Lebensmitteln für Wien die Verhandlungen aufnehmen 

lassen und für die Erteilung der Ausfuhrbewilligung folgende Bedingungen gestellt: 

1.) Dass die ungarische Regierung die Freiheit der Durchfuhr für alle zwischen Österreich 

und Rumänien in beiden Richtungen vor sich gehenden Sendungen zusichert und sich 

insbesondere auch verpflichtet, das rollende Material auf dem Hinwege und auch auf dem 

Rückwege durch Ungarn frei und unbehindert passieren zu lassen, gleichgiltig, ob die 

Waggons beladen sind oder nicht, und unabhängig davon, welchen Eigentums die 

betreffenden Waggons sind. Die Art wie diese Waggons österreichischerseits bezeichnet oder 

der ungarischen Regierung sonst bekanntgegeben werden, wird noch vorbehalten. 
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2.) Dass die ungarische Regierung die Ausfuhrbewilligung für 500 Waggon Kartoffel 

erteilt. 

Die ungarische Gesandtschaft hebe die Erfüllung der ersten Bedingung zugesagt, jedoch an 

Stella von Kartoffeln Vieh angeboten, womit sich das Staatsamt für Volksernährung unter 

bestimmten Voraussetzungen bereit erklärte. 

Der Wert der 50 Waggons Flachdruckpapier werde ungarischerseits mit. ca. 10 Millionen 

Kronen beziffert. Es entspreche also dem Kilogramm Papier ein Preis von ca. K 20,--

gegenüber dem Inlandshöchstpreise von K 3.71. Daher bestehe die Vermutung, dass es sich 

um Schleichhandelsware, vielleicht auch um Papier tschechoslowakischer Provenienz 

handelt, das gegenwärtig in größeren Mengen in Wien lagern soll, sich aber dem behördlichen 

Zugriff zu entziehen wisse und daher für den Inlandskonsum ohnedies schwerlich in Betracht 

komme. 

Da es sich also um Papier handle, das nicht erst erzeugt werden solle, und die ungarischen 

Kompensationen, vor allem die bereits verbindlich erteilte Zusicherung des freien 

Durchzugsverkehres nach und von Rumänien für Österreich einen großen Wert besitzen, 

erbitte er die Ermächtigung, in einvernehmlichem Vorgehen mit dem Staatssekretär für 

Volksernährung die Ausfuhr von 80 Waggons Flachdruckpapier nach Ungarn gegen Erhalt 

der Ausfuhrbewilligungen für 1000 Stück Schlachtrinder oder entsprechende andere 

Kompensationen erteilen zu dürfen. Die Aufstellung der Detailbestimmungen, insbesondere 

über den Verrechnungsmodus und die Aushändigung der Transportzertifikate für das Vieh, 

wäre von den beteiligten Staatsämtern vorzunehmen. 

Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d - R u s s erklärt sich grundsätzlich mit dem 

vorgeschlagenen Kompensationsgeschäft einverstanden, macht aber aufmerksam, dass die 

Bedingungen für den Ankauf des Viehs mit Ungarn noch nicht geklärt seien und auf das 

Anbot nur dann eingegangen werden könne, wenn die jetzt aufgestellten onerosen 

Verpflichtungen, wie beispielsweise die Abführung der Differenz zwischen dem billigeren 

Einkaufspreis und den höheren Verkaufspreisen in Budapest, fallen gelassen werden. 

Der Kabinettsrat erteilt sohim dem Staatssekretär Ing. Z e r d i k die angesprochene 

Ermächtigung mit der Maßgabe, dass in den Abnmachungen mit Ungarn den Forderungen des 

Staatssekretärs für Volksernährung voll Rechnung getragen werden müsse. 

 

3. 

Flüssigmachung der ersten Rate von 400.000 K aus der dem Lande Vorarlberg 

zugesicherten Staatssubvention für die Vorarbeiten zur Ausnutzung der Wasserkräfte des 
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Lünersees. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n erinnert daran, dass in den vom Kabinettsrate mit 

Beschluss vom 5. August 1919 genehmigten Vereinbarungen mit dem Landesrate in 

Vorarlberg über den Ausbau einer staatlichen Wasserkraftanlange am Spullersee dem Lande 

Vorarlberg ein staatlicher Beitrag von 1,000.000 K zu den Vorbereitungs- und 

Ausführungskosten der Abdichtung des Lünersees zugesichert worden sei. Die 

Flüssigmachung der einzelnen Teilbeträge war an die Bedingung geknüpft, dass das Land alle 

Vorkehrungen für den Bau des Spullerseewerkes (Konsenserteilung, Grunderwerb und 

Regelung der Alpwirtschaftsfrage) zu unterstützen und zu fördern habe und die Anweisung 

vom Landesrate jeweils mit einem motivierten Antrage anzusprechen sei. 

Gestützt darauf, sei der Vorarlberger Landesrat am 22. September 1919 an das Wewa um 

Flüssigmachung eines Teilbetrages von 400.000 K eingeschritten. Dieser Betrag soll für 

Vorarbeiten zur probeweisen Absenkung des Lünersees verwendet werden, unter denen 

allerdings auch Anlagen vorgesehen seien, die schon einen Teil der Baudurchführung des am 

Lünersee im Fall seiner Dichtigkeit geplanten Wasserkraftwerkes selbst darstellen; doch sei 

dies ein Umstand, auf den der Staat nicht weiter einzugehen brauche. Die sonstigen 

Bedingungen für die Überweisung der Subvention seien in der Zwischenzeit insofern erfüllt 

worden, als der Vorarlberger Landesrat Ende Dezember 1919 die Übereinkommen der 

Staatseisenbahnverwaltung mit den Gemeinden Klösterle, Dalaas, Innerbraz und Bludenz 

über die Regelung der Frage der Alpwirtschaft genehmigt und die Zusage gemacht habe, auf 

Grund des vorliegenden Ergebnisses der wasserrechtlichen Verhandlung der 

Staatseisenbahnverwaltung den Konsens für das Spullerseeprojekt erteilen sowie dessen 

Erklärung als begünstigter Bau zustimmen zu wollen. Bei dieser Sachlage beantrage der 

sprechende Staatssekretär, wenn auch formell die Voraussetzung der Konzessionserteilung für 

das Spullerseewerk noch nicht erfüllt sei, dem Lande Vorarlberg den Betrag von 400.000 K 

als erste Rate der Staatssubvention von 1 Million Kronen zur Unterstützung der Arbeiten am 

Lünersee flüssig zu machen und dem Landesrate dabei mitzuteilen, dass diese Zuweisung 

unter der Voraussetzung erfolge, dass das Land die Konzessionierung des Spullerseewerkes 

anstandslos genehmigen und der Erklärung als begünstigten Bau zustimmen werde. 

Weitere Teilzahlungen würden nur dann erfolgen, wenn die im Kabinettsratsbeschlusse 

vom 5. August 1919 geforderten Voraussetzungen bezüglich der Konsenserteilung, des 

Grunderwerbes und der Regelung der Alpwirtschaftsfrage voll erfüllt sein werden. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 
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4. 

Sanitäre Zustände im Wiener Landesgericht. 

Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r erstattet Bericht über die von ihm im Wiener 

Landesgericht vorgenommene sanitäre Inspektion. Anlass dazu boten die Beschwerde einer 

Abordnung der beim Jugendgericht mittätigen Korporationen über dessen sanitätswidrige 

Unterbringung und die Bemühungen, dafür geeignete Räume ausfindig zu machen. 

Bei der Besichtigung wurden schwere sanitäre Mängel festgestellt, die noch verschärft 

werden durch den Überbelag der Zellen auf fast das doppelte ihres Fassungsraumes. Viele der 

Übelstände, wie das Kübelabfuhrsystem in den Zellen, die ganz unzulänglichen 

Badeeinrichtungen, die ungeeigneten Küchenräume und die Verlegung des Inquisitenspitals 

in einen vollkommen sonnenlosen Trakt, hätten allerdings zum guten Teil ihren Grund im 

Alter und in der Beengtheit des Gebäudes, doch trage auch die Art der Organisation der 

Gebäudeverwaltung, welche den Hausverwaltungbeamten kein selbständiges 

Entscheidungsrecht übrig lasse, viel dazu bei, dass dringende Verbesserungen unterbleiben 

oder wenigstens sehr verzögert werden. Die größte Gefahr für die Allgemeinheit liege jedoch 

darin, dass es im Landesgerichte an einer Entlausungsstation fehle. Der Ausbruch einer 

Fleckfieberepidemie unter den Gefangenen, die jetzt von ihrem Ungeziefer nicht gereinigt 

werden können, wäre eine Bedrohung der ganzen Stadt Wien, denn ohne Entlausungsstation 

im Landesgericht sei es ganz undenkbar, einer etwaigen Seuche dort Herr zu werden. Zum 

Schutze der Bevölkerung vor einer solchen Heimsuchung müsse der sprechende 

Unterstaatssekretär daher auf der sofortigen Einrichtung einer Entlausungsstation für die 

Häftlinge des Landesgerichtes mit allem Nachdrucke und unter Ablehnung jeder 

Verantwortung für die katastrophalen Folgen einer Säumnis bestehen. 

Staatssekretär Dr. R a m e k und Unterstaatsekretär Dr. E i s l e r erwidern auf die 

Ausführungen des Vorredners, dass sie gleich bei Antritt ihres Amtes daran geschritten seien, 

die sanitären Zustände in den Gefangenenhäusern Wiens wie auswärts zu bessern, teils durch 

prozessuale Maßnahmen, um dem Überbelag zu steuern, teils durch bauliche Veränderungen, 

um die gröbsten Mängel abzustellen. Konnte in der ersteren Beziehung wegen der ungeheuer 

angewachsenen Kriminalität nicht viel erreicht werden, so habe es sich in der letzteren 

Beziehung als sehr hinderlich herausgestellt, dass die Justizverwaltung bauliche Maßnahmen 

im eigenen Wirkungskreise nicht anordnen könne, sondern hierin ganz von der staatlichen 

Gebäudeverwaltung abhänge. Das Staatsamt für Justiz sei daher vor einiger Zeit an das 

Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten mit der Anregung herangetreten, 

ihm die Verwaltung der Justizgebäude selbst zu überlassen, doch wäre diese Frage noch nicht 
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ausgetragen. Für die Errichtung einer Entlausungsstation im Wiener Landesgerichte wären die 

mittel bereits beim Staatsamt für Finanzen angesprochen worden, ohne dass von dort bisher 

eine Entscheidung getroffen worden wäre. Das Justizressort würde großen Wert darauf legen, 

dass das Volksgesundheitsamt auch die Gefangenhäuser in der Provinz einer sanitären 

Besichtigung unterziehen lasse und die dabei erhobenen Anstände dem Staatsamt für Justiz 

mit konkreten Anträgen mitteile. Der gleiche Vorgang wäre bezüglich des 

Inspektionsergebnisses des Unterstaatssekretärs Dr. T a n d l e r im Wiener Landesgericht 

erwünscht. 

Der Kabinettsrat nimmt sohin den Bericht des Unterstaatsekretärs Dr. Tandler zur Kenntnis 

und ersucht diesen, seine Wahrnehmungen im Wiener Landesgericht samt den Vorschlägen 

zur Abhilfe dem Staatsamt für Justiz schriftlich mitzuteilen. 

 

5. 

Vollzugsanweisung über die Exekution auf die Bezüge der im öffentlichen Dienste 

stehenden Personen und ihrer Hinterbliebenen. 

Staatssekretär Dr. R a m e k unterbreitet dem Kabinettsrate den Entwurf einer 

Vollzugsanweisung im Sinne des § 22 des Besoldungsübergangsgesetzes, welcher der 

Regierung die Ermächtigung vorbehält, bis zur gesetzlichen Regelung Vorschriften über die 

Exekution auf die Bezüge der im öffentlichen Dienste stehenden Personen und der nach dem 

Pensionsbegünstigungsgesetze in den Ruhestand versetzten Zivilstaatsangestellten zu 

erlassen. Eine, wenn auch nur vorläufige Novellierung der Vorschriften über die 

Gehaltsbeschlagnahme erweise sich unbedingt als erforderlich, weil sonst nicht nur die 

absolute Erhöhung der Zuzüge, sondern insbesondere auch der in die Exekutionsgrundlage 

einbezogene Teil der bisher vollkommen pfandfreien Teuerungszulagen dem Zugriffe der 

Gläubiger ausgesetzt würden und dadurch die Ziele der Besoldungsreform durchkreuzt 

werden könnten. Durch die Vollzugsanweisung sollen daher die bisher geltenden Vorschriften 

im Wesen dahin geändert werden, dass der der Exekution entzogene Mindestjahresbezug auf 

das Doppelte erhöht und im übrigen die Exekutionsfreiheit der weiter bestehenden 

Teuerungszulagen, mit einer notwendigen Ausnahme zu Gunsten des gesetzlichen 

Unterhaltes, aufrecht erhalten wird. Die gleiche Behandlung erfahren auch die vom Beamten 

durch Zession, Anweisung oder Verpfändung freiwillig getroffenen Verfügungen über ihre 

Gehaltsbezüge. Die Vollzugsanweisung mit rückwirkender Kraft für die bereits eingeleiteten 

Exekutionen ausgestattet, wurde zunächst nur für die Geltungsdauer der jetzigen 

provisorischen Besoldungsordnungen berechnet. Zugleich mit der endgiltigen Regelung des 
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Besoldungssystems, nach Bedarf auch schon früher, soll sie durch eine allgemeine 

Novellierung des gesamten Gehalts- und Lohnbeschlagnahmswesens abgelöst werden. 

Ein Einvernehmen mit den Organisationen konnte wegen der Kürze der Zeit nicht 

hergestellt werden, doch ist deren Zustimmung zu den gewählten Ansätzen wohl 

anzunehmen. 

Der Kabinettsrat genehmigt die Erlassung der Vollzugsanweisung nach dem vorgelegten 

Entwurfe. 

 

6. 

Wehrgesetz. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erbittet die Ermächtigung, den Entwurf des Wehrgesetzes in 

der Sitzung der Nationalversammlung am 14. Jänner l. J. einbringen zu dürfen. 

Das Koalitionskomitee habe den Entwurf in der vorliegenden Fassung vereinbart und nur 

die Möglichkeit zu Abänderungen in stilistischer Hinsicht offen gelassen. Gegenüber den 

Beschlüssen des Koalitionskomitees weise der Gesetzestext der Vorlage insoferne eine 

Änderung auf, als die Einfügung besonderer Strafbestimmungen wegen Behinderung von 

Heeresangehörigen an der Ausübung ihrer staatsbürgerlichen Rechte durch Vorgesetzte sowie 

Nötigung unter Heeresangehörigen zum Beitritte zu einer politischen Organisation oder dem 

Austritte aus einer solchen unterblieben ist. Von der Aufnahme solcher Bestimmungen sei auf 

Grund vom Referentengutachten abgesehen werden, welche die Aufstellung neuer 

Tatbestände dieser Art im Wehrgesetz neben den bereits im allgemeinen Strafgesetz 

enthaltenen als unzweckmäßig bezeichneten. Anstatt dessen nehme der Motivenbericht zum 

Wehrgesetz in den Bemerkungen zu den §§ 15 und 26 auf die Behandlung der angedeuteten 

Delikte Bezug. 

Unterstaatssekretär Dr. R e s c h bemängelt, dass die Vorlage die Kostenfrage des neuen 

Heeres gar nicht berühre. Ferner verlangt Redner die Aufnahme einer Strafbestimmung in das 

Gesetz über die Behinderung an der Ausübung politischer Rechte, beziehungsweise die 

Nötigung sowie die Abänderung des Absatzes 3 des § 25 in eine negative Fassung. 

Schließlich beantragt er zu § 24, die Leitung der nichtmilitärischen Ausbildung der 

Wehrmänner einem Kuratorium aus Vertretern der Staatsämter für Heerwesen, für Handel 

und Gewerbe, Industrie und Bauten und für Land- und Forstwirtschaft sowie des 

Unterrichtsamtes zu übertragen. 

Staatssekretär Dr. R a m e k erklärt, nach seinen Informationen habe das Koalitionskomitee 

über die §§ 24, 25 und 30 des Wehrgesetzes keinen endgiltigen Beschluss gefasst, deren 
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Fortsetzung vielmehr dem Kabinettsrate überlassen. Den Anträgen des Unterstaatssekretärs 

Dr. Resch schließe er sich mit der Einschränkung an, dass eigene Strafbestimmungen über die 

Behinderung in politischen Rechten im Wehrgesetz nicht am Platze scheinen, weil sie als 

Formulierung neuer Tatbestände eine Abänderung des Strafgesetzes bedeuten würden. 

Dagegen seien solche erforderlich bezüglich der Nötigung, für welche das allgemeine 

Strafgesetz keine Strafsanktion kenne. Der Absatz 3 des § 25 müsse negativ gehalten werden, 

denn es gehe nicht an, von einem Vorgesetzten eine positive Tätigkeit zu verlangen, damit die 

Untergebenen ihre politischen Rechte ausüben. 

Ferner beantragt Redner, im § 30 das Wort „Soldatenräte“ zu streichen, um mit dieser 

Bezeichnung der Institution nicht bei der Entente Misstrauen hervorzurufen. 

Schließlich verlangt der sprechende Staatssekretär, dass zum erleichterten Abbau der 

bestehenden Wehrmacht gleichzeitig mit den Werbekommissionen auch die 

Abfertigungskommissionen für die Volkswehr in Tätigkeit treten und die 

Abfertigungsbedingungen für ausscheidende Volkswehrleute sofort bekanntgegeben werden. 

Es sei notwendig, jedem Volkerwehrmann Klarheit zu geben, inwieweit er vom Staate Hilfe 

zur Ergreifung eines neuen Berufes erhalte, damit er sich darnach entscheiden könne, ob er 

sich bei der Werbekommission oder bei der Abfertigungskommission melden wolle. Für den 

Redner sei die Zustimmung zur Einbringung der Vorlage in der Nationalversammlung nur im 

Falle der Gewähr für das gleichseitige Funktionieren der beiden Kommissionen möglich. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erwidert auf die Ausführungen des Unterstaatssekretärs Dr. 

R e s c h, die Kostenfrage sei im Koalitionskomitee eingehend erörtert worden. Dabei habe 

sich herausgestellt, dass das Söldnersystem absolut genommen, am billigsten komme; eine 

Miliz bewirke zwar einen höheren Grad der Wehrhaftigkeit, verursache dafür aber auch ganz 

beträchtlich größere Auslagen. Im Koalitionskomitee sei auch das System einer Halbmiliz 

erwogen worden, bei dem etwa jeder zehnte Mann einzurücken hätte. Dieses System würde 

aber eine Heeresstärke über das uns im Friedensvertrag zugestandene Ausmaß ergeben und 

wäre durch die Notwendigkeit entsprechender Entlohnung der vom Los getroffenen Personen 

sehr kostspielig gewesen. Eine genaue Erfordernisaufstellung für die neue Wehrmacht sei 

noch nicht möglich, da derzeit weder die Stärke des künftigen Heeres, noch die Höhe der 

Besoldung feststehe. Das jetzige Militärbudget sei jedoch unvergleichlich niedriger als jenes 

der alten Monarchie oder der Nachbarstaaten. Im Verhältnis zu den Gesamtausgaben habe das 

Militärbudget des letzten Friedensjahres über 50% betragen, jetzt stelle es sich auf 5%, 

beziehungsweise wenn die Staatsschulden außer Betracht bleiben, auf 9% der reinen 

Staatsausgaben gegenüber 15 ½ % früher. 
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Mit der Einsetzung eines Kuratoriums für die nichtmilitärische Ausbildung der 

Wehrmänner könne Redner sich nicht einverstanden erklären; eine derartige Regelung würde 

der dem Staatssekretär für Heerwesen in der Verfassung auferlegten Verantwortlichkeit 

durchaus widerstreiten. Der mit dem Antrag verfolgte Zweck werde übrigens dadurch 

erreicht, dass nach § 24 in die Bildungsstelle ständige Delegierte der Staatsämter für 

Finanzen, für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten und für Land- und Forstwirtschaft 

sowie des Unterrichtsamtes zugezogen werden. 

Die Abänderung des Absatzes 3 des § 25 in eine negative Fassung wäre eine Abweichung 

von den Vereinbarungen im Koalitionskomitee die dahin zielten, den Vorgesetzten unter 

Umständen auch zu einer positiven Tätigkeit zu verhalten, wie etwa nach dem Muster der 

letzten Wahlen in Frankreich zur Vornahme von Amtshandlungen in Wahlsachen. 

Gegen die Aufnahme von Strafbestimmungen bezüglich der Behinderung in politischen 

Rechten und der Nötigung erhebe der sprechende Staatssekretär keinen Einwand, da ja nur 

juristische Gründe maßgebend waren, dass der Standpunkt des Koalitionskomitees in dieser 

Hinsicht verlassen wurde. 

Weiters könne, wenn der Kabinettsrat sich darüber einige, der Ausdruck „Soldatenrat“ 

allenfalls noch in der Überschrift des § 30 weggelassen werden; im Texte des § dagegen 

müsse er an der einen Stelle, an welcher er noch vorkommt, bestehen bleiben. 

Alle mit der Werbetätigkeit zusammenhängenden Fragen seien im Koalitionskomitee und 

über dessen Rahmen hinaus erschöpfend durchbesprochen worden und die Erlässe des 

Staatsamtes für Heerwesen in dieser Angelegenheit an die Unterbehörden bereits ergangen. 

Wegen der Abfertigung der Volkswehrmänner schweben noch Verhandlungen mit dem 

Staatsamt für Finanzen, deren Abschluss die Bestimmungen darüber raschesten verlautbart 

würden. 

Unterstaatssekretär Dr. E i s l e r äußert sich zu der Frage der Aufnahme von 

Strafbestimmungen über die Behinderung in der Ausübung politischer Rechte und die 

Nötigung sowie zu dem Antrage auf Streichung des Ausdruckes „Soldatenräte“ in 

ablehnendem Sinne. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h bringt den Wunsch vor, die Tätigkeit der 

Heeresverwaltungsstellen (§ 7) auf die rein militärischen Angelegenheiten einzuschränken 

und alle anderen bisher vom Militär besorgten Verwaltungsgeschäfte den ressortmäßig 

zuständigen Zivilbehörden zu überweisen. Weiters spricht er sich gegen die in der 

Begründung zu § 1 geäußerte Absicht aus, die „Zivilangestellten der Heeresverwaltung“ zu 

einer eigenen Beamtenkategorie zusammenzufassen und ihr Dienstverhältnis einer 
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besonderen gesetzlichen Regelung zu unterziehen. Demgegenüber müsse der sprechende 

Staatssekretär beantragen, die beim Militär verwendeten Zivilorgane als Zivilstaatsbedienstete 

gleich den übrigen zu erklären und den für diese geltenden Vorschriften zu unterstellen. Vom 

finanziellen Standpunkt bedeute es ferner eine schwere Belastung, dass die bisherigen 

Angehörigen der Volkswehr im § 43 vom Eheverbot des § 27 nicht nur bei der Aufnahme 

anlässlich der ersten Bildung der neuen Wahrmacht ausgenommen werden, sondern nach § 48 

davon noch bis zum 1. Jänner 1923 ausgenommen bleiben sollen Diese 

Ausnahmebestimmung sollte aufgegeben werden, weil sie für den Staat eine monatliche 

Mehrbelastung von 4 - 5 Millionen Kronen an Unterhaltsbeiträgen bedeutet. Schließlich tritt 

Redner noch für die Festlegung des Beschlusses des Kabinettsrates vom 28. Oktober 1919 im 

§ 43 ein, dass in die neue Wehrmacht nur Personen aufgenommen werden dürfen, welche die 

österreichische Staatsbürgerschaft bis spätestens Ende Oktober 1919 erworben hatten. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h nimmt die Anregung des Vorredners, die Zivilangestellten 

der Heeresverwaltung in die Kategorie der übrigen Zivilangestellten einzureihen und den 

allgemeinen Dienstesvorschriften zu unterstellen an. Weiters erklärt er sich bereit, im 

Motivenbericht zu § 7 den Wirkungskreis der Heeresverwaltungsstellen ausdrücklich auf rein 

militärische Geschäfte einzuschränken. Die Ausnahmen vom Eheverbot für die Angehörigen 

der Volkswahr seien dem Wunsche entsprungen, in erster Linie das erfahrungsgemäß ruhigere 

Element der Verheirateten aus der Volkswehr für das neue Heer zu gewinnen. Es müsste 

daher bei dieser Ausnahme verbleiben, doch könnte der Standpunkt des Staatsamtes für 

Finanzen durch Beschränkung der Geltungsdauer der Ausnahmebestimmung auf die Zeit bis 

zum 1. Jänner I922 entgegengekommen werden. Im Gesetze die Aufnahme in das Heer auf 

Personen zu beschränken, welche die österreichische Staatsbürgerschaft bereits Ende Oktober 

1919 besessen haben, scheine dem Redner nicht angängig, da für späterhin die Möglichkeit 

offen gehalten werden müsse, auch Personen einzustellen, die sich etwa im Wege der Option 

nach dem angegebenen Termin für Österreich erklärt haben. Bei der ersten Bildung der neuen 

Wehrmacht sei für das Staatsamt für Heerwesen selbstverständlich der Kabinettsbeschluss 

vom 28. Oktober 1919 bindend und der sprechende Staatssekretär erkenne für den internen 

Vorgang ausdrücklich an, dass dieser Beschluss ungeachtet der Fassung des § 43 seine 

Geltung beibehalten habe. 

Der Vorsitzende fast das Ergebnis der Beratung dahin zusammen, dass der Kabinettsrat der 

Einbringung der Wehrgesetzvorlage in der Sitzung der Nationalversammlung am 14. Jänner 

mit nachstehenden Änderungen des Entwurfes zustimme: 

1. Streichung des Wortes „Soldatenrat“ in der Überschrift des § 30; 
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2. Einschaltung eines neuen Paragraphen als § 34 mit entsprechender Abänderung der 

Zählung der folgenden Paragraphen, welcher besagt: „Ein Vorgesetzter, der einen 

Heeresangehörigen an der den Heeresangehörigen im § 25 gewährleisteten Ausübung 

seiner staatsbürgerlichen Rechte zu hindern sucht, macht sich, sofern sein Verhalten nicht 

einem strengeren Strafgesetz unterliegt, eines Vergehens schuldig, das mit strengem Arrest 

von 1-5 Monaten bestraft wird. 

Ein Heeresangehöriger, der einen anderen Heeresangehörigen durch Gewalt, Drohung, 

Einschüchterung oder Verletzung an seiner Ehre zum Beitritt zu einer politischen Vereinigung 

oder zum Austritt aus einer solchen zu nötigen sucht, macht sich, soferne sein Verhalten nicht 

einem strengeren Strafgesetz unterliegt, eines Vergehens schuldig, das mit strengem Arrest 

von 1 - 5 Monaten bestraft wird.“ 

3. Abkürzung des Termines im letzten Absatz des § 46 (künftig § 47) auf den 1. Jänner 

1922; 

4. Abänderung der Begründung im § 1 hinsichtlich der „Zivilangestellten der 

Heeresverwaltung“ im Sinne der Anträge des Staatssekretärs für Finanzen. 

5. Einschränkung des Wirkungskreises der Heeresverwaltungsstellen in der Begründung zu 

§ 7 auf die rein militärischen Geschäfte. 

Endlich beschließt der Kabinettsrat, dass bis zur Aufnahme der Werbetätigkeit für die neue 

Wehrmacht auch die Abfertigungsbedingungen für die Angehörigen der Volkswehr 

bekanntgegeben worden sein müssen. 

 

7. 

Missbräuchliche Führung von Staatsgesprächen. Neuregelung der Hausverwaltung im 

ehemaligen Kriegsministerialgebäude. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h teilt mit, dass im Zuge der Maßnahmen zur Einschränkung 

der Staatsgespräche festgestellt worden ist, dass zwei Drittel der Staatsgespräche im Staatsamt 

für Heerwesen von den liquidierenden Stellen und den im Staatsamtsgebäude untergebrachten 

fremden Missionen ausgingen. Redner erblicke darin einen Missbrauch und habe daher die 

Benützung des Telephons im Amtsgebäude durch die genannten Stellen zu staatlichen 

Ferngesprächen eingestellt; er erbitte nunmehr die einheitliche Regelung der Frage durch 

einen Beschluss des Kabinettsrates. 

Nach Erläuterungen des Ministerialrates Dr. O s t h e i m der Sektion 7 des Staatsamtes für 

Verkehrswesen über die internationalen Abmachungen hinsichtlich der Berechtigung fremder 

Vertretungsbehörden zur Führung von Staatsgesprächen, beschließt der Kabinettsrat nach 
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dem Antrage des Staatssekretärs Dr. D e u t s c h. 

Staatsgespräche können, die Fälle internationalen Rechtes ausgenommen, nur von 

österreichischen Amtsstellen geführt werden. Die Durchführung dieses Beschlusses obliegt 

dem Staatsamt für Verkehrswesen. 

Im Zusammenhange damit regt Staatssekretär Dr. D e u t s c h eine Neuordnung der 

Hausverwaltung im Gebäude des Staatsamtes für Heerwesen an. 

Der Kabinettsrat genehmigt in dieser Hinsicht den Antrag des Redners, die Verwaltung des 

früheren Kriegsministerialgebäudes dem Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und 

Bauten zu übertragen. Die Leitung der Haustelephonzentrale hat im Rahmen der 

Gesamtverwaltung die in Hause bereits untergebrachte Sektion 7 des Staatsamtes für 

Verkehrswesen zu übernehmen. Diese Stelle hat für die Instandhaltung und Bedienung der 

Hauszentrale zu sorgen und die daraus entspringenden Kosten verhältnismäßig auf die 

Benützer aufzuteilen. 

 

8. 

Festsetzung besonderer Postgebühren für Zeitungen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erinnert daran, dass der gelegentlich der Beratung der neuen 

Postgebühren gefasste Beschluss des Kabinettsrates vom 18. November 1919, für Zeitungen 

einen eigenen Tarif festzusetzen, noch der Durchführung harre. 

Auf die Mitteilung des Staatssekretärs P a u l, dass darüber augenblicklich Verhandlungen 

mit den Zeitungsunternehmungen und Umfragen bei den Postdirektionen schweben, bestimmt 

der Kabinettsrat dem Staatsamt für Verkehrswesen zur Erstattung eines konkreten Antrages in 

der Angelegenheit einen Termin bis zum 30. Jänner 1920 zu setzen. 

 

9. 

Vollzugsanweisung zum Besoldungsübergangsgesetz. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h legt dem Kabinettsrate den Entwurf einer Vollzugsanweisung 

zum Besoldungsübergangsgesetz vor und erhält die Ermächtigung auf Grundlage dieses 

Entwurfes mit den Organisationen der Staatsangestellten Beratungen zu pflegen und die 

Vollzugsanweisung sodann zu erlassen. 

 

10. 

Gewährung einer einmaligen außerdienstlichen Geldzubuße an Pensionsparteien. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h erbittet und erhält die Zustimmung des Kabinettsrates, den in 
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Österreich in Vorschreibung stehenden Pensionsparteien mit Rücksicht darauf, dass die 

Neuregelung des Ruhe- und Versorgungsgenusses noch geraume Zeit in Anspruch nehmen 

werde, zur Linderung ihrer Notlage eine einmalige außerordentliche Geldzubuße im 

dreifachen Ausmaße der Ansätze der Verordnung des Finanzministeriums vom 19. November 

1918, R.G.Bl.Nr. 450 flüssig zu machen. Die Zubußen werden sich darnach auf einen Betrag 

zwischen 90 bis 378 Kronen stellen und einen Aufwand von zusammen etwa 17 Millionen 

Kronen erfordern. 

 

11. 

Abstempelung der 1 und 2 Kronennoten. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h führt aus, dass die Gründe, welche seinerseits für die 

Freilassung der 1 und 2 Kronennoten von der im März v. J. durchgeführten 

Banknotenabstempelung in Deutschösterreich maßgebend waren in Wegfall gekommen sind 

und nunmehr, wo in der Tschechoslovakei für diese Werte neue Geldzeichen eingeführt 

wurden und auch in Ungarn eine Banknotenabstempelung bevorstehen soll, alle Umstände 

dafür sprechen, die in Artikel 218 des Friedensvertrages ohnedies vorgesehene Abstempelung 

der 1 und 2 Kronennoten schon jetzt vorzunehmen. Die österreichisch-ungarische Bank sei 

von der Absicht verständigt worden und habe auch schon einen größeren Vorrat an 

abgestempelten Noten zur Beschleunigung der Aktion bereitgestellt. Die Abstempelung soll, 

um sie als Fortsetzung der früheren zu kennzeichnen und um sie nicht durch Anschaffung 

neuer Stempel zu verzögern, durch Verwendung des Stempelaufdruckes „Deutschösterreich“, 

wie bei den anderen Noten, jedoch in grüner Farbe erfolgen. Sie grundlegende Verfügung 

wäre sie bei der ersten Abstempelung im Wege einer Vollzugsanweisung aus Grund des 

kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes zu treffen. 

Der Kabinettsrat stimmt der Abstempelung der 1und 2 Kronennoten zu und ermächtigt den 

Staatssekretär für Finanzen zur Erlassung der vorbereitenden Vollzugsanweisung. 

 

12. 

Vollzugsanweisung über Errichtung und Aufgaben des Abrechnungsamtes. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h kündigt die Errichtung eines österreichischen 

Abrechnungsamtes mit dem Sitze in Wien an. Das Abrechnungsamt werde im Sinne des 

Artikel 248 des Staatsvertrages von St. Germain von einem durch das Staatsamt für Finanzen 

noch kundzumachenden Zeitpunkte an die Ordnung der Schulden von Staatsangehörigen der 

vertragschließenden Teile, soweit sie nicht die individuelle Ausgleichung vorziehen, zu 
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besorgen, schon jetzt aber die Geschäfte und das Vermögen der Schutzstelle für deutsch-

österreichische Vermögen im Ausland (Vollzugsanweisung vom 6. Juli 1919, St.G.B1.Nr. 

369) zu übernehmen haben. Redner erbitte die Genehmigung der dem Kabinettsrate 

vorgelegten Vollzugsanweisung über diesen Gegenstand sowie der Satzungen des 

Abrechnungsamtes. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung. 
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Kabinettsprotokoll Nr. 136 vom 9. Jänner 1920 
1) Renner: Nachricht bekommen, dass die Ungarn in Ödenburg ein neues Oberkommando 
eingesetzt haben und Kittsee Truppenansammlungen machen. Außerdem wurde mitgeteilt von 
ähnlicher Seite aber ungewiss, dass sie alle Deutschösterreicher, die in Westungarn leben, 
des Landes verweisen. Wir geben uns Mühe, den Sachverhalt festzustellen, aber dieser Fall 
wäre doch eine solche Herausforderung, dass wir uns dagegen zur Wehr setzen müssen. 
Daher Ausweisung aller Ungarn aus Wien und Österreich. Es ist noch kein Anlass zur 
Entschließung gegeben, weil die Nachricht noch nicht beglaubigt ist. Sie hätten bis zum 20.1. 
das Land zu verlassen, am 21. sollen Wahlen stattfinden. Vertrauensmänner von uns 
bewerben sich um das Mandat, haben leitende Stelle in den Wahlausschüssen, sodass die 
Wahlen zu einem beträchtlichen Teil zu unseren Gunsten ausfallen werden. Es ist sicher, dass 
die Entente eine Note gerichtet hat, sie dürfen nicht wählen in den Gebieten, die einem 
anderen Staat zuerkannt sind. Die Note wurde in Ungarn nicht veröffentlicht. Mit Ungarn 
wird kein Frieden geschlossen ohne dass uns Ungarn herausgeben. Ob die Ungarn Frieden 
abzulehnen wagen ist zweifelhaft. 
Miklas: Wenn tatsächlich aus Westungarn Abgeordnete nach Budapest gehen und En. in die 
Welt setzen, die uns unangenehm sind, wie sollen wir uns dazu stellen. 
Renner: Das geht uns nichts an. Von einer Wahlfreiheit ist in Ungarn überhaupt keine Rede, 
die Wahlen können uns kalt lassen. Die Ungarn machen andere Sachen, die ihnen alle 
Sympathien in Westen genommen haben werden. Die Verhältnisse rufen den ganzen Unwillen 
der Weststaaten, die Sache ist nicht ohne Bedenken für die Weststaaten. Die Ungarn werden 
entweder zurückweichen oder sie verrennen sich in eine Lage, die nur zu ihrem Nachteil 
ausgehen kann. 
1) Die internationale Verkehrskommission soll ernannt werden. Wir haben einen Vertreter zu 
bestimmen. Ich habe mit Allizé gesprochen, der eine Verbalnote ankündigt. An die Spitze tritt 
Le Verve, ein Franzose nicht, ... das uns sehr angenehm ist. 
Paul: Wir haben Fraueis(?) empfangen. Für diesen Empfang hatte ich Bedenken und habe 
Äußeres fragen lassen, ob ein Empfang gewünscht wird. Wir sind Partei und würden durch 
besondere Freundlichkeit Misstrauen der Nachfolgestaaten erregen. Heute Unterredung mit 
De Wyk. Dieser hat Kenntnis von Einspruch Allizé und hat ersucht, das Verkehrsamt [..] leiht, 
um De Verve anzuhören. Es wäre aber gut, wenn ein Vertreter des Äußeren erscheinen 
würde. 
Renner: A. hat die Bemerkung gemacht, dass die Entsendung von Enderes in die 
Verkehrskommission doch nicht ohne Bedenken sei, weil E. bekannt sei als Feind der 
Franzosen und als Großdeutscher. Ich habe nicht gesagt, dass E. nationale Gesinnung hegt, 
aber gesagt, dass ich seiner Loyalität sicher bin. außerordentlich tüchtiger Fachmann, 
sprachlich geeignet. P. hat gemeint, man müsse eine solche Einwendung hinnehmen, aber es 
ist tatsächlich so, dass im Verkehrsamt die Sachkenntnis mit Sprachkenntnis verbindet, wie es 
bei den Verhandlungen nötig ist. Ich glaube, dass es nicht angeht, uns von einer auswärtigen 
Macht vorschreiben zu lassen, welchen Beamten wir verwenden. Unter Wahrung aller 
Empfindlichkeit A. verständigen, dass wir niemand anderen haben und Enderes mit der 
Vertretung in der internationalen Verkehrskommission betrauen wollen. 
Paul: Hat E. Mitteilung gemacht und gefunden, dass er bereit ist zurückzutreten und keinerlei 
Empfindlichkeit im Amt zu zeigen. Ich habe auch ersucht jemand zu finden, sie beherrschen 
aber die Sprache nicht im erforderlichen Maß. E. hat nun durch diese Unterredung mit De 
Wyk versucht klärend einzuwirken. In Paris hat er keinen Anstoß erregt und die Ablehnung 
Allizés ist zurückzuführen auf die Angelegenheit des verstorbenen Grafen Richmond(?). Man 
könnte A. mitteilen, dass wir jemand suchen werden, bis dahin er sich damit begnügen 
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müsste, dass E. in die Kommission geht. Ich habe manche Schwierigkeiten in der Sache 
gehabt, man sucht zwischen mir und E. eine Kluft aufzureißen, innerlich und sachlich 
verstehen wir uns doch. Es versucht das nicht nur All. sondern auch Sigmund (?) im Tagblatt 
und diese versuchen auch in Prag gegen ihn zu wirken. Mir wurde nahe gelegt, E. nicht nach 
Prag zu schicken, denn der letzte Misserfolg dort sei auf E. zurückzuführen. Burger(?) hat 
sich damals mit E. einverstanden erklärt. Aber wenn sich unsere Schwierigkeiten halten 
sollten, dann dürften wir die Sache nicht wegen einer Personenfrage in Gefahr bringen. 
Ellenbogen: Aufmerksam machen, dass die Mitglieder der Ententemission in unangenehmer 
Weise in die inneren Angelegenheiten einmischen. Rintelen hat mir telefonisch mitgeteilt, dass 
ein Mitglied der Ententemission ihm gesagt hat, dass die Regierung gegen die 
Landesregierung in der Frage der Wasserkräfte operiert. Wer es war, ist nicht heraus zu 
bringen. Rintelen erklärt, wenn die Regierung gegen das Land handle, wird das Land sich 
gegen die Regierung wenden. Es muss in einer Form dieser Übelstand abgestellt werden. Die 
Verwaltung ist ohnedies sehr schwer und wenn solche Verhetzungen dazukommen durch 
unrichtige Nachrichten der Ententemission, dann wäre jede Verwaltung ausgeschlossen. 
Renner: Keine der Mächte mischt sich in die Dinge ein, auch nicht die Gesandten. Es ist 
immer die Gegenströmung hier, die sich hinter die Ententemächte stellt und Interventionen 
hervorruft. Auch bei Enderes ist es die Feindseligkeit des (Name?) die Ursache. Eine 
Nachgiebigkeit hätte keinen Sinn. Wir sind in der Gefahr, dass das immer geschieht, solange 
wir nicht jene, die eine äußere Macht in innere Sachen zu Hilfe zu rufen, abweisen können. 
Wir werden E. entsenden und sollten sich Widerstände ernstlich zeigen, würden wir ihn durch 
jemand anderen ersetzen. Die Sprachbeherrschung ist bei uns so selten. Es wäre die höchste 
Zeit, an den Mittelschulen Englisch und Französisch einzuführen, auch die Sprachen der 
Nachbarstaaten. Wenn wir keine Beamten mit Sprachkenntnissen haben, dann sind wir 
überhaupt nicht mehr verhandlungsfähig. 
Paul: Ich habe einen Ausweg gefunden, dass ich im Amt einen Sprachkurs errichtet habe. Die 
Männer sind in 2 Abteilungen, Anfänger und Fortgeschrittene. Wahrzunehmen gegen 120000 
K Pauschale – 10 pro Monat, übrigens aus dem Pauschale ungefähr 2/3. Das sollte in 
anderen Staatsämtern nachgemacht werden. 
Renner: Bestellung des Sekt.Chefs Enderes zum Vertreter in der internationalen 
Verkehrskommission genehmigt. 
2) Zerdik: Ungarische Regierung hat Ausfuhrbewilligung verboten für 50 Waggons 
Flachdruckpapier. Erstens dass der große Mangel an Papier für Zeitungen und 
Papierversandgewerbe. Der Wert der 50 Waggons ist mit 10 Mill. K veranschlagt, 20 K 
gegen 3.71. Könnte um Flachdruckpapier oder um Schleichhandelpapier handeln. Gegen 
1000 Stück Schlachtrinder. Sollten mit Rücksicht auf den großen Papiermangel nicht 
zustimmen. 
Renner: Entscheidung ist schwer, weil wir die Dinge nicht übersehen können. 
Zerdik: Mit dem Papier geht es uns so schlecht. Das Papier soll gleich abgestellt werden. Es 
dürfte sich um Papier für Plakatdruckerei für die Wahlen handeln. 
Loewenfeld: Ich weiß nicht, ob das schon der Abschluss der Verhandlungen ist. Ich möchte 
für onerose Bestimmung annehmen. Sie sollten uns den freien Einkauf in einzelnen Gebieten 
freistellen, sie haben aber erklärt, dass wir die Differenz zwischen Einkaufpreis und 
Verkaufspreis abführen sollen. Wie die Verhandlungen jetzt stehen, weiß ich nicht. 
Renner: Noch Zusatz, dass die Forderungen des Amtes für Volksernährung berücksichtigt 
werden müssen.3) Ellenbogen: am 5.8. habe ich Vereinbarung mit Vorarlberg betreffend den 
Ausbau des Spullerseewerkes vorgelegt und die Genehmigung dazu erhalten. Als 



136 – 1920-01-09  18 
 

Gegenleistung wurde von uns eine Subvention von 1 Milliarde K zugesagt für die 
Verwaltungsarbeiten am Lünersee. Dieser ist an der anderen Seite des Tales und wird bisher 
von den Geologen als unwichtig betrachtet. Die Fortsetzungsarbeiten über die Form der 
Abdichtung des Sees, dazu soll eine Subvention geleistet werden. Nun wurde als Bedingung 
dazu von uns gestellt, dass das Land alle Vorkehrungen für den Bau des Spullerwerkes 
unterstützt und fördert und dass die jeweilige Anweisung über motivierten Antrag des 
Landesrats erfolgt. Diese ersten Bedingungen sind erfüllt, dass der Landesrat die 
verschiedenen Abkommen mit den beteiligten Gemeinden genehmigt und auch unser 
Staatsamt für Verkehrswesen hat die Genehmigung erteilt. Nach dieser Richtung wurde die 
Sache erledigt. Am 22.9. ist der Landesrat um Anweisung einer Rate von 400000 
herangetreten. Es fehlt jetzt freilich noch die Konsenserteilung, aber da das Verkehrsamt 
bestätigt den begünstigten Bau für das Werk zu beanspruchen, Land- und Forstwirtschaft, so 
ist kein weiterer Anlass, diese Subventionserteilung hinauszuschieben. Kritik wäre zu üben an 
den Arbeiten für dieselbe Subvention bewilligt ist. Es scheinen Arbeiten gemacht zu werden, 
welche nicht bloß Vorbereitungsarbeiten sind, wie die Regelung einer Fernleitung, sondern 
solche, die den Eindruck machen, dass der wirkliche Bau in Angriff genommen werden soll. 
Aber das geht uns nichts an, wir haben auch gegen einen wirklichen Bau nichts. 
Stelle Antrag, dass diese 400000 Kronen flüssig gemacht werden, jedoch der 
Landesregierung mitgeteilt wird, dass diese unter der Forderung der Konsenserteilung für 
das Spullerseewerk erfolgt und die Landesregierung sich mit der Erklärung des Baus als 
begünstigter Bau bereit erklärt. In dieser Hinsicht hat Landeshauptmann dem Vizekanzler 
ausdrücklich verpflichtet. 
4) Tandler: Für das Jugendgericht wird ein Gebäude gesucht. Vor einiger Zeit kam 
Korporation des Jugendgerichts zu mir und hat mich auf die schlechte sanitäre 
Unterbringung aufmerksam gemacht. Sekt.Chef. Haberler hat Bericht gemacht und hat daher 
das ganze Landesgericht anzusehen. Schon Juli und August mit der Frage beschäftigt. Ich 
mische mich nicht in ein anderes Ressort ein, bin aber verpflichtet darüber zu sprechen, weil 
die Gefahren, die der Allgemeinheit daraus drohen, sind enorm. Fleckfieber geht immer von 
Gefangenhäusern aus. Es muss darauf gedrungen werden, dass solche Dinge sich bei uns 
nicht ereignen können. Besprechung hat stattgefunden und es käme an das Justizamt. 
Ausfertigung mit Bitte so rasch als möglich die Anweisung der Badeanstalt im Landesgericht 
durchzuführen und eine Entlausungsstation zu bauen. Wir haben uns zur Mitarbeit bereit 
erklärt und Haberler alle Auskünfte geben lassen. Sache ist im Sand verlaufen. 
Der Überbelag des Landesgerichts ist ganz ungeheuerlich. Der Hofrat Altmann hat mitgeteilt, 
dass es für 1000 berechnet ist und über 1800 beherbergt. In einzelnen Zellen sind statt 5/14, 
9/19, 10/20. Die Mehrheit der Zellen ist doppelt gefüllt. Die Häftlinge können daher nicht 
rein gehalten werden. Eine wirkliche Sanierung der Sache könnte nur möglich sein, wenn die 
Zahl der Häftlinge herabgesetzt werden könnte. Wir haben die verschiedenen Abteilungen des 
Landesgerichts durchsucht, nur auf die hygienische Einrichtung. Das Landesgericht 
bezüglich seiner sanitären Maßnahmen spottet jeder Kultur. Die Verhältnisse sind entsetzlich. 
Im Landesgericht besteht bis heute das Kübelabfuhrsystem. Es war eine Pein für alle 
Häftlinge als sie in normaler Zahl in den Zellen waren. Der Gestank in den Zellen ist 
entsetzlich. Es ist unmöglich, dass die Leute es in Zellen aushalten können. Die 
Badeeinrichtungen sind eigentlich nur platonisch vorhanden. Sie sind so klein und sind so 
untergebracht, dass ein Abbaden der Häftlinge unmöglich ist. 3-6 Monate nicht gebadet. Die 
Küche ist ein Fiasko, nicht betonierte Ecken mit unzulänglichen Nebenräumen, Boden 
verwahrlost, Maschineneinrichtungen unzulänglich. Die Küche ist für 800 gebaut und seit 
Jahren nicht repariert worden. Die Mehrheit der Häftlinge würde das Essen erbrechen, wenn 
die die Küche sehen würden. Inquisitenspital ist untergebracht in einem Traktteil des 
Landesgerichts. Es gibt dort Zellen, in welchen die Sonne nicht scheint. Dort sind 
Tuberkulose mit anderen Häftlingen gemischt untergebracht. Die Häftlinge leiden stark an 
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Krätze. Es sind furchtbare Verhältnisse wie in den Kasematten des Spielbergs. Ganz anders 
steht es mit der Verlausung. Da kein Mensch entlaust werden kann, die 
Aufnahmeräumlichkeiten sind geradezu komisch. Würden sie verbessert werden, so sind die 
Zustände doch unglaublich, weil jeder Häftling verlaust ist oder es sicher werden muss. Es 
gibt keine Entlausungsanstalt. Während des Krieges hatten wir 1000 von 
Entlausungsanstalten. Es ist unbegreiflich, eine solche Mitten in Wien zu erbauen, damit wird 
der Rahmen der Humanität verlassen und es beginnt der Selbstschutz. Die Besucher können 
nicht lausfrei erhalten werden. Während wir jeden einzelnen Heimkehrer entlausen, haben 
wir Menschen herumgehen, die verlaust sind. Einer Fleckfieberepidemie könnten wir nicht 
Herr werden. Es ist eine ständige Gefahr für Wien. Wir müssen fordern und ich müsste jede 
Verantwortung für die Ablehnung verweigern, dass dort eine Entlausungsanstalt gebaut wird, 
dann können die Zellen entlaust werden und die reinen Gefangenen zurückzustellen. Die 
Erfahrungen in den Kriegszeiten haben gezeigt, dass eine Entlausungsanstalt das Fleckfieber 
zum Verschwinden bringt und die einzelnen Fälle unschädlich gemacht werden können. Es ist 
sehr schwer für die Gefangenhausverwaltung in diesen Dingen etwas zu tun. Der 
organisatorische Aufbau ist unbegreiflich, er erinnert an die Organisation in den 
Militärspitälern. Hofrat Altmann hat gestanden, dass er nicht die Aufstellung eines Ofens 
selbst durchführen kann, er ist nicht Herr seines Hauses, es besteht eine technische 
Nebengruppe, es scheint mir so als bliebe die Sache organisatorisch korrekt. Es ist nötig, 
dass die gesamte Gewalt in einer Hand ist. Ich hätte es nicht vorgebracht um unangenehm zu 
werden, es berührt mich nur, dass solche Zustände eines Kulturstaates unwürdig sind und 
protestieren muss, dass man die Wiener Bevölkerung einer solchen Gefahr aussetzt. 
Ramek: Bin Tandler sehr dankbar für die Ausführungen, wäre noch dankbarer gewesen, wenn 
mir das Ergebnis früher bekannt gegeben worden wäre. Der Justizverwaltung sind die 
Sanitärverhältnisse im Landesgericht als schwierig bekannt. Dass sie so krass sind, konnte 
nur ein Fachmann erkennen. Ein Grund liegt in der Kriminalität der Zeit. 100 % überbelegt, 
trotz aller prozessualen Hilfsmittel um die Zahl herabzudrücken. 3500 abgeurteilte 
Delinquenten warten auf den Strafvollzug, es muss Strafaufschub gewährt werden, weil kein 
Platz ist, bewilligt das Gefangenhaus Entlastung durch andere Gefangenhäuser, auch die 
sind überbelegt. Ebenso die Strafanstalten. Damit ist nichts zu machen. Einen Teil der 
Häftlinge müssten wir nach Stein überführen und die Durchführung der Untersuchung durch 
das Kriegsgericht in Krems durchführen lassen müssen. Ist gegen die Strafprozessordnung 
und eine Entziehung von einem ordentlichen Richter. Ein Moment ist so schwer gewesen die 
Justizverwaltung, auch in Kleinigkeiten Abhilfe zu schaffen, weil sie nicht Herr in den 
Justizgebäuden ist, sondern die Gebäudeverwaltung in den einzelnen Landesregierungen. Es 
geht immer ein Aktenwechsel hervor, es ist sehr schwer, auch nur einen Ofen zu setzen. Ich 
habe bereits diese Frage einer Klärung zuführen wollen und die Anregung gegeben, dass die 
Gebäudeverwaltung für alle Justizgebäude dem Justizamt übertragen werden. Die 
Entscheidung darüber dauert natürlich sehr lange. Die Verhältnisse sind nicht in der letzten 
Zeit entstanden, die Schäden gehen auf Jahrzehnte zurück. Wenn man alle die erhobenen 
Anstände beseitigen wollte, so müssten die Gebäude aufgelassen und neu gebaut werden. Wie 
soll man das heute machen, wo wir nicht einmal das Jugendgericht unterbringen können. Der 
schwerste Übelstand, die Verlausung könnte gesteuert werden. Es ist bisher noch nicht 
geschehen, weil der Justizverwaltung die Durchführung und Entscheidung dieser Maßnahmen 
entzogen ist als Sache der Gebäudeverwaltung bei der Landesregierung. Es wäre denkbar, 
als ich eben von Seite des Kabinetts die entsprechende Unterstützung und erforderlichen 
Kredite erhalten würde, damit wird man die Frage nicht rasch lösen können, es spielt Mangel 
an Mittel und Arbeitskräften mit und es wird eine geraume Zeit erfordern bis die Missstände 
beseitigt werden können. Seitens der Justizverwaltung und des Hofrats Altmann als Leitung 
des Gefangenhauses geschieht alles zur Beseitigung der Missstände. Vor Monaten waren die 
Verhältnisse viel schlechter und Altmann hat viel verbessert im Bereich seiner Möglichkeiten. 
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Eisler: Tandler hat nur ein bestimmtes Verlangen gestellt, Errichtung einer 
Entlausungsanstalt. Ich habe bereits vor einiger Zeit auf Grund der Veröffentlichung 
Zeitungen darum interessiert. Die Forderung der Mittel für eine Entlausungsanstalt ist an das 
Finanzamt gelangt und dort noch nicht erlaubt worden. Die Finanzverwaltung sollte eine 
rasche Erledigung veranlassen. Die Verhältnisse wie in Wien sind noch immer günstiger als 
die Aufmerksamkeit in Wien weiteren Kreisen darauf gelenkt wird. In den Provinzorten sind 
die Gerichte noch schlechter untergebracht, größere Überfüllung haben. Dort sind die 
Verhältnisse noch furchtbarer. Es sind das Unterlassungen der früheren Justizverwaltung und 
die sich im Krieg ungeheuer verschlechterte. Im Krieg ist eine große Gleichgültigkeit 
eingetreten und man hat schließlich immer noch gesagt, dass in den Zivilgefängnissen besser 
ist als in den Militärgefängnissen. Vieles ließe sich bessern, vor allem die Zahl der 
Untersuchungshäftlinge noch zu reduzieren und die Untersuchungshaft nach Möglichkeit 
abzukürzen. Es wird auch Strafvollzug aus den landesgerichtlichen Gefängnissen entfernt 
werden können und bezüglich des Belages eine Reduktion herbeizuführen. Sehr zweckmäßig 
wäre, wenn die Beschwerden Tandler nicht etwa nur in einer allgemeinen Aufzählung 
bestanden hätten, sondern zusammenfassend dem Justizamt zur Verfügung zu stellen. Es wäre 
nützlich, wenn eine gleiche Kontrolle auch bei den Gefängnissen in der Provinz eingreifen 
würde und keine Einwendung erhoben würde, dass Mittel für diese Zwecke aufgewendet wird. 
Ich habe Hemden und Leintücher zu bekommen getrachtet, bin aber abgewiesen worden. 
Ramek: Es ist meine erste Aufgabe die Zustände in den Gefangenhäusern und Strafanstalten 
festzustellen. Ich habe Funktionäre des Staatsamtes in die Länder entsandt, es sind OÖ, Szbg., 
Stmk. bereits inspiziert und die Verhältnisse sind fast überall sehr schlecht, besonders in Linz. 
Inzwischen ist manches geschehen. Die Verhältnisse waren außerordentlich schlecht. Die 
Versorgung der Häftlinge mit Wäsche und Kleidern steht sehr traurig. Wir müssen sie ohne 
Wäsche entlassen. Haben versucht aus den Beständen der Flüchtlingsfürsorge etwas für die 
Gefangenen bekommen zu können, wurden aber abgewiesen. 
Tandler: Diese Wäschegeschichte ist mir bekannt, ich interessiere mich amtlich auch nicht 
dafür, ob der Häftling mit einem Hemd weggeht, aber er hat auch dort kein Hemd, auch kein 
Leintuch, auch keinen Strohsack. Die Leute tun an Reinlichkeit was sie können. Die Gänge 
sind musterhaft rein, aber ich habe keine Personalanklage, sondern nur gegen die 
Institutionen. Die Einrichtungen an sich sind ganz unzulänglich. Es ist unmöglich, dass 
Kübelsystem bleibt, das kann aber nicht sofort geändert werden, ich muss aber eine 
Entlausungsanstalt zum Schutz von Wien bekommen. 
Fink: Der Bericht Tandlers wird zur Kenntnis genommen und ersucht, dem Staatsamt für 
Justiz diesen Bericht zur Kenntnis zu bringen. 
5) Ramek: Exekutionsfreiheit 
6) Deutsch: Wehrgesetz. Koalitionskomitee hat die Bestimmungen des Wehrgesetzes überprüft 
und sie in der vorliegenden Form genehmigt. Kleine stilistische Abänderungen wurden dem 
Kabinett überlassen. Die Grundzüge wurden genehmigt. Parlament und Ausschüsse werden 
Grundzüge beibehalten. Ich habe dem Wehrgesetz nichts mehr hinzuzufügen. Das Ergebnis 
der Beratungen liegt vor und ist im Motivenbericht begründet. § 15 Abs. 2. In der 
Koalitionssitzung wurden 2 Bestimmungen verlangt, dass jene Vorgesetzten, die die Soldaten 
in einer Form zu einer politischen Form nötigen zu anderen politischen Handlungen zwingen 
wollen, zur Verantwortung zu ziehen sind. Ähnlich sei zu behandeln ein Soldat, der den 
anderen nötigt einer politischen Organisation anzugehören. Auch das Vorgehen eines 
Wehrmannes sollte in gleicher Weise bestraft werden. Wir hätten an sich beide Bestimmungen 
aufzunehmen, aber die Juristen haben aufmerksam gemacht, dass das nicht möglich sei. 
Wenn ein Amtsgewaltmissbrauch vorliegt, so geschieht das auf Grund des allgemeinen 
Strafgesetzes. Deshalb haben wir uns begnügt diese beiden Bestimmungen in den 
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Motivenbericht aufzunehmen, wobei im Absatz 2 ein kleines Versehen geschehen ist, als hier 
als Missbrauch bezeichnet wurde, dass ein Vorgesetzter--- 
Vermögensabgabe eingebracht mit Rede Reisch, wann doch Vermögensabgabe, dann Gesetz 
am nächsten Tag und ich dazu spreche 
Resch: Ich vermisse im Wehrgesetz und Motivenbericht eine Aufstellung über die Kosten des 
Heeres. Wir haben gesprochen von 30000 Mann, wir wissen nicht, was das Kosten wird. In 
anderen Fällen wird immer die Kostenfrage angeschnitten, das ist hier nicht geschehen. Ich 
bin Gegner gegen die Aufstellung eines solchen Heeres. Das ist eine unproduktive Auslage, 
um die ½ Milliarde könnten wir etwas anderes schaffen. Deutsch hat erklärt, dass Absatz 3 § 
15 nicht in das Gesetz aufgenommen werden kann. Es könnte eine Bestimmung vorgenommen 
werden, dass jeder, der einen Wehrmann an der Ausübung seiner politischen Rechte hindert, 
strafbar ist und nach den allgemeinen Strafbestimmungen bestraft wird. Der Motivenbericht 
genügt nicht. Beantrage § 25 Abs. 3 gestrichen und dafür eine Negativbestimmung hinein. § 
24 wird von Vorbereitung für das bürgerliche Leben gesprochen. Die Wehrmänner haben viel 
freie Zeit, da sollen sie ausgebildet werden für einen Beruf. Dazu ist notwendig ein 
Kuratorium zu schaffen, welches die Leitung der Ausbildung zu übernehmen hat. Dort soll 
nicht nur Staatsamt für Heerwesen maßgebend sein, auch Unterricht, Handel und Gewerbe 
und Landwirtschaft. 
Ramek: Ich war bei Koalitionskomitee nicht anwesend, aber die Mitteilung, welche ich 
erhalten habe, läuft dahin, dass man sich über die Grundzüge des Gesetzes geeinigt hat bis 
auf drei Punkte, welche noch im Kabinett zu besprechen wären. 24, 25, 30. Ich verweise 
darauf, was Resch sagte. § 25 würde ich für meine Person glauben, dass es nicht notwendig 
ist, das Gesetz hinzunehmen, dass der Kommandant oder Vorgesetze, welcher einen 
Heeresangehörigen an der Ausübung seiner politischen Rechte hindert, sich des Verbrechens 
des Missbrauches der Amtsgewalt schuldig macht, denn das wäre die Formulierung eines 
neuen Tatbestandes und man sollte soweit nicht gehen. Das allgemeine Strafrecht reicht aus 
und eine positive Bestimmung würde das Strafgesetz abändern. Das was erforderlich wäre, ist 
die Umstilisierung des Absatzes 3 in eine negative Fassung. Die Vorgesetzten haben zu sagen, 
das ist zu viel verlangt. Das ist zu viel verlangt. Nirgends ist ein Vorgesetzter verpflichtet, 
eine positive Tätigkeit zu entfalten, dass ein Untergebener solche staatsbürgerliche Rechte 
ausübt, die Verpflichtung kann nur negativ sein, dass er ihn nicht hindern darf. Dieser Absatz 
wäre umzuändern aus der positiven Fassung in eine negative. Ein Vorgesetzter darf die 
Heeresangehörigen an der Ausübung ihrer staatsbürgerlichen Reche nach Maßgabe des 
Dienstes nicht hindern. Was das Moment der Nötigung von Heeresangehörigen gegenüber 
sich einer parteipolitischen Organisation anzuschließen oder eine andere zu verlassen, so 
wäre es richtig und sollte man diese Bestimmung in das Gesetz aufnehmen, sei es im § 25 in 
Anschluss an Absatz 3 oder dass man sie unter die Strafbestimmung aufnimmt und dafür, 
wenn auch nicht besonders hohe Strafsanktion aufstellt, denn an und für sich ist eine solche 
Tätigkeit, die wir nur deswegen bei Militär verabscheuen, um dem Grundsatz des § 15 
Rechnung zu tragen und dass man als solche parteipolitischen Bestimmungen fernzuhalten 
hat und kein parteipolitisches Instrument wird. Dieses Vorgehen hat besonders im Gesetz als 
eine Verfehlung hervorzugehen. Die Bestimmungen des Strafgesetzes, auch des 
Militärstrafgesetzes bieten keine Strafsanktion für eine solche Nötigung. § 30, 
Vertrauensmänner, Soldatenräte: dieser § ist bereits im Wesen vereinbart in der Koalition. 
Ich weiß nicht, welchen Eindruck das auf die Entente macht, ob es die Kreditfähigkeit heben 
würde, ich würde aber in dieser Richtung beantragen, dass, wenn schon diese Einrichtung 
vielleicht heute bleiben kann, wenn wir sie schon darin lassen, nach außen hin die Spitze in 
der Weise abbrechen und das Odium benehmen, dass das Wort Soldatenrat gestrichen wird 
und nur Vertrauensmänner überlassen. Die Anwerbung des neuen Heeres erfolgt nach dem 
Gesetz auf Grund von Weisungen des Heeressekretariats. Es wird eigene Werbekommission 
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aufgestellt. Nun möchte ich hier ganz offen sprechen. Es ist Tatsache, dass die Regierung 
deswegen so wenig Macht hat, weil sie das heutige Heer nicht recht in der Hand hält. Ich 
glaube es wäre der Wunsch aller und im Interesse einer geordneten Staatsgewalt gelegen, 
wenn wir bei der Aufstellung des neuen Heeres mit den bestehenden Zuständen aufräumen 
und eine Armee erhalten, die jeder parteipolitischen Bestellung fern gerückt ist und einzig ein 
Instrument der Ordnung ist in der Hand der Regierung, damit die Regierung ihre Änderungen 
und den Gesetzen Nachdruck verleihen kann. Eine Umänderung des Heeres ist nur dann zu 
erzielen, wenn wir ein neues Heer schaffen und das alte abbauen und daher halte ich es für 
nötig, dass nicht die Werbekommission allein aufgestellt wird, sondern in Tätigkeit treten 
sollte die Abfertigungskommission. Es möge der Grundsatz bekannt gegeben werden, unter 
welchen Modalitäten heute ein Wehrmann, der Volkswehr aufschiebt, welche Abfertigung er 
bekommt und das wäre nötig, dass man es jedem Einzelnen sagen kann und jeder es weiß, 
was er bekommt, wenn er sich nicht zur neuen Wehrmacht meldet. Es soll dann in seinem 
Ermessen sein, sich bei der Werbekommission oder bei der Abfertigungskommission zu 
melden. Dann würde der Möglichkeit der Volkswehrleute Rechnung getragen und die 
Heeresverwaltung könnte sagen, das Militär zu sichten und sagen, dass wir nur 
Bevölkerungselemente in das neue Heer bekommen, auf welche sich die Regierung stützen 
kann. Ich halte das gleichzeitige Funktionieren beider Kommissionen im Hinblick auf diese 
öffentlich rechtlichen Gesichtspunkte für so wichtig, dass ich meinerseits nur die Zustimmung 
zur Anweisung des Gesetzes geben könnte, wenn Staatssekretär Deutsch hier die Erklärung 
abgibt, dass beide Kommissionen gleichzeitig funktionieren und wir auch erfahren, was jeder 
Mann beim Austritt aus der Volkswehr bekommt und welche Hilfe ihm geboten werden, dass 
er für die erste Zeit eine Grundlage für die Ergreifung eines neuen Berufes hat. 
Deutsch: Finanzfragen. Die Finanzfragen wurden im Koalitionskomitee eingehend 
besprochen, Reisch war in Prag(?). Aus einer Depesche ist der Sachverhalt klar geworden. 
Wir haben alle Finanzmöglichkeiten betrachtet und sind zu dem Ergebnis gekommen, dass 
das Söldnersystem heute das billigste ist. Bei einer Miliz, die aus politischen Ursachen nicht 
zu erreichen ist, wäre das Teuerste, denn wir würden sehr wehrhaft sein, aber die Kosten 
wären enorm groß wie in der Schweiz. Sie ist im Verhältnis zur Wehrhaftigkeit ein billiges 
Instrument aber nicht absolut. Im Koalitionsausschuss wurde angeregt, ein System einer 
Halbmiliz, jeder 10. Mann müsste einrücken, bei Überlegung sind wir dazu gekommen, dass 
dann ungefähr ein größerer Stand erreicht würde gegenüber jetzt 30000 Mann. Wir müssten 
die Leute doch bezahlen, weil es nicht jedermann ist, sondern nur jeder 10. Das könnte nicht 
bewältigt werden. Wir hätten letztlich keine Ersparnis bei einem Blick auf das Militärbudget 
sind die Kosten gar nicht groß. Ein Vergleich mit dem alten System ist nicht haltbar. Wir 
müssen die Summe in Relation setzen zum Gesamtbudget. Von den Gesamtausgaben des 
Staates hat das Militärbudget im letzten Friedensjahr ausgemacht über 30 %, heute dagegen 
5 %. Wenn man die Staatsschulden nicht in Betracht zieht, sondern nur die reinen 
Staatsausgaben, dann ist das Verhältnis der Ausgaben des alten Staates 15 ½ und unsere nur 
9 %. Bei allen Vergleichen ist das jetzige Heeresbudget gegenüber früher und gegenüber 
allen Nachbarstaaten geringer. Resch hat 2 Milliarden = 57 %, Die finanzielle Belastung ist 
unverhältnismäßig gering. Der letzte Ausweg eines Auswählens (?) der Gendarmerie würde 
die Sache noch verteuern, weil die Gendarmerie noch teurer ist. Dass wir keinen genauen 
Kostenvoranschlag vorlegen können, weil wir nicht wissen, wie viel wir aufstellen werden, 
wahrscheinlich nicht die ganzen 30000 Mann. Wir wissen auch nicht, wie die Besoldung sein 
wird. 
§ 24 wird vorgeschlagen, an der Spitze der Unterrichtsorganisation des Heeres nicht 
Heerwesen steht, sondern ein Kuratorium Einvernehmen zu pflegen. Staatsrechtlich ist nur 
der Generalsekretär als verantwortlich möglich. Ein Kuratorium zu setzen ist unmöglich 
staatsrechtlich, weil ein Teil des Heerwesens auf andere Staatsämter überginge. In der 
Bildungsstelle werden ständige Delegierte der Staatsämter für Unterricht, Finanz, Handel, 
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Landwirtschaft, aber eingesetzt sein. Kuratorium vorzusehen wäre unmöglich und die 
Koalition zugestimmt hat. Auch die anderen Anträge sind nicht Kleinigkeiten, wie sie in der 
Koalition ausgemacht wurden, sondern die Sache selbst treffen. Wir schlagen vor, die 
Vorgesetzten haben dafür zu sorgen. Der Vorgesetzte muss sagen, dass der Mann zur Wahl 
gehen kann, die negative Fassung ist ganz etwas anderes, dass der Vorgesetzte nur nicht 
verhindern darf zu wählen. Der Vorgesetzte muss die Möglichkeit bieten. Die Anträge über 
die Abänderung des § 15 bezüglich Missbrauches des Amtes gewährt. 
Die Koalition ist auf dem Standpunkt gestanden beides in das Gesetz aufzunehmen. 
Missbrauch und Nötigung. Die Juristen haben uns davor gewarnt, diese Bestimmung 
aufzunehmen, wenn sie das wünschen, so werde ich nicht juristisch sein. Ich werde beide 
Bestimmungen aufnehmen, nur könnte man sagen ein Heeresangehöriger, welcher den 
anderen zum Beitritt zu .... zu nötigen sucht. 
§ 30. Wir haben auch hier beraten, in denselben wurde Soldatenrat gestrichen, wir könnten es 
auch im Titel streichen. Werbesystem: nachdem wir ganz fertig waren, haben Christl.Soz eine 
Darstellung des Werbesystems verlangt. Haben Vortrag im christl.soz. Klub gehalten und 
dann wurden alle Einzelheiten in der Koalition beraten. Schließlich sind alle Anträge 
angenommen worden und die Erlässe über die Werbetätigkeit sind herausgegangen. Die 
einen werden abgefertigt und die anderen nehmen wir auf. Die Aufnahme erfolgt nur nach 
langwierigen Unterhaltungen. Welche Abfertigung jeder Einzelne bekommt, wird erst mit dem 
Finanzamt beraten und die zu ändern liegt nicht in unserer Macht. 
Bitte das Kabinett, es möge § 24, auch 25 keine Änderung vornehmen, sonder in die 
Strafbestimmung einen Absatz. Fink bezüglich der Nötigung müsste auch im § 25 etwas 
aufgenommen werden. Der Vorgesetzte darf nicht hindern, der Wehrmann wird nicht nötigen 
und die Strafbestimmungen hätten sich auf beides zu beziehen. 
Eisler: Über die Tatsache der Koalitionsverhandlungen bin ich nicht informiert. Ich habe nur 
die Vorlage gesehen und meine, dass es weder nötig noch zweckmäßig ist, diese beiden 
Gebote und Verbote aufzustellen und an eine Strafsanktion zu knüpfen. Die Komplikation als 
Missbrauch der Amtsgewalt, wenn ein Wehrmann nur Ausübung seiner politischen Rechte 
gehindert wird, so wird damit ein Sonderfall des Amtsmissbrauchs festgestellt ohne Rücksicht 
auf die allgemeinen Voraussetzungen. Im Allgemeinen ist ein solches Verhalten eines 
Vorgesetzten immer ein Missbrauch und es kann daher die Beurteilung dem Gerichte 
überlassen bleiben, wobei die Voraussetzungen des Missbrauchs vorliegen. Weiter zu gehen 
könnte zu Unzukömmlichkeiten führen. Eine negative Fassung würde noch unangenehmer 
wirken. Auch die Bestimmung über die Nötigung halte ich nicht erforderlich. Entweder 
handelt es sich um eine erlaubte politische Agitation, dann käme eine Divergenz heraus, 
werden unerlaubte Mittel angewendet, dann haben die Dienstvorschriften dafür zu sorgen, 
dass im Dienst solche Dinge unterbleiben. 
Es wird am Besten sein, beides aus dem Gesetz zu eliminieren und bei dem jetzigen Entwurf 
zu bleiben. Die Nötigung hat heute kein Vergelten. Über die Form der öffentlichen 
Gewalttätigkeit kommen in Betracht, Beschimpfung, Beleidigung, alles das ist strafbar, 
welches Gebiet der Nötigung noch bleibt, ist unklar. Man würde in die Sache etwas 
hineinbringen, was unfertig ist und der Sache nichts hilft. Die Wirksamkeit von gesetzlichen 
Bestimmungen wird ungeheuer überschätzt und man wird so besser auskommen, als wenn 
man gerade das Wehrgesetz mit einem strafrechtlichen Begriff belastet. 
Das Wort „Soldatenräte“ sollte nicht gänzlich gestrichen werden. Die Bestimmung den 
Soldatenräten gegenüber ist nicht überall gleich. In Steiermark wird die Einrichtung außer 
von den Kom. nicht angefochten. Ihre Tätigkeit ist von allen Politikern gut geheißen worden. 
Fink: Beantragt worden bei § 24 letzter Absatz zu sagen, dass ein Kom. aus Heerwesen, 
Unterricht, Handel und Gewerbe und Landwirtschaft, dagegen hat Deutsch ausgesprochen. § 
25 Absatz 3: .... es soll in die negative Form gebracht, dass sie behindert werden dürfen 
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anstatt dass sie sagen müssen. Dagegen hat sich Deutsch ausgesprochen und weiter ist noch 
gesagt worden es soll das, was im Motivenbericht enthalten ist, ins Gesetz kommen. In dieser 
Beziehung hätte Deutsch gar gemeint, wenn beides gemacht wird, so wird es möglich. 
Deutsch bei der ersten Verhandlung hat man die Fassung in das Gesetz nehmen wollen. 
Beides ist beschlossen worden, dass wegen des Nötigen etwas in das Gesetz kommt. 
Deutsch: Es ist beides vereinbart, aber die Juristen sagen, es ist beides unmöglich. Man kann 
nicht etwas als Missbrauch erklären, was keiner ist oder bereits im Strafgesetz als solcher 
erklärt ist. Ebenso bei der Nötigung. Das ist eine Einheit. Entweder beides hinein oder beides 
heraus. Eine Trennung könnten wir nicht zugeben. 
Fink: Die Anordnung die Vorgesetzten haben zu sagen. Wir hätten es lieber negativ, es bleibt 
positiv. Dann meine ich aber, es müsste das andere auch noch hineinkommen. 
Deutsch: Es handelt sich um Hausdinge. Der Absatz würde bei einer Wahl sagen, der 
Vorgesetzte muss für die Urnen sorgen, Kommission zählt, das sind 
Automatisierungsmaßnahmen. Das lässt sich negativ nicht ausdrücken. Was negativ 
ausgedrückt werden soll, ist etwas ganz anderes, weil ein Missbrauch der Amtsgewalt 
möglich ist. Nunmehr wenn ein Vorgesetzter zu einer politischen Handlung zu zwingen 
versucht, so ist das ein Missbrauch der Amtsgewalt. Die Christl.Soz. haben gesagt, wenn ein 
Kamerad einen anderen nötigt, so ist das auch strafbar. Vereinbart, beides in das Gesetz 
aufzunehmen. Juristen sagen, die technischen Vorkehrungen sind klar und gehören in das 
Gesetz. Haben aber mit Amtsmissbrauch oder Nötigung nichts zu tun. Beides ist im 
Strafgesetz geregelt. Darüber hat das Strafgesetz und nicht das Wehrgesetz zu entscheiden. 
Wenn das Gesetz die Aufnahme beschließt, so muss der Missbrauch und die Nötigung 
aufgenommen werden.  
Beides hinein nehmen 
Ein Vorgesetzter, der einen Heeresangehörigen ----- ist zu bestrafen 2) ein 
Heeresangehöriger, der einen anderen zum Beitritt zu einer politischen Organisation oder 
zum Austritt aus einer solchen zu nötigen sucht, ist zu bestrafen. 
Der Kabinettsrat beschließt gleichzeitig mit der Einwendung, dass Abfertigungsbedingungen 
bekannt geben werden. 
Reisch: Wir sollten jede vermeidbare Ausgabe ersparen und da gibt § 7 zu Bemerkungen 
Anlass, welche die Aufstellung von Heeresverwaltungsstellen vorsieht. Diese Agenden sollten 
auf das Notwendigste eingeschränkt werden und alle Dinge besonders auch für die 
Zivilstaatsämter zentral verwaltet werden auch für das Heer zivil verwaltet werden und nur 
die militärischen Dinge den militärischen Verwaltungsstellen überwiesen bleiben. Im 
Motivenbericht ist auch ausgedrückt, dass die Militärverwaltungsstelle nur spezifisch 
militärische Verwaltung zu besorgen hat, während militärische Verwaltungsangelegenheiten 
den bestehenden Zivilverwaltungsbehörden angegliedert werden. Zum Motivenbericht zu § 1 
so geäußerte Bemerkung. Dort ist vorgesehen, dass für den Verwaltungsdienst zivile Organe 
verwendet werden und das dienstrechtliche Verhältnis einer besonderen Regelung unterzogen 
wird. Eine neue Kategorie von Zivilangestellten zu schaffen ist immer bedenklich. Wenn wir 
schon Zivilangestellte haben, so können diese den bestehenden Gesetzen unterstellt werden. 
Änderung: die militärischen Zivilorgane sind Zivilstaatsbedienstete und unterstehen den für 
diese geltenden Vorschriften. Bei § 43 ist auch vorgesehen, dass alle verheirateten 
Volkswehrmänner bei der ersten Verwendung übernommen werden dürfen. Von 20 sind 10 
verheiratet. Über 1000 mehr als 7 Kinder. Monatlich 4-5 Mill. Belastung. Das wäre zu 
vermeiden, wenn es dort heißt, dass nicht ausgenommen werden, die jetzt vorhandenen 
Volkswehrleute von dem Zeitpunktverbot des Gesetzes. Einschränken die Enthebung vom 
Zölibat nur auf die Berufsmilitärs, nicht auf die Volkswehrleute, wenn davon nicht 
abgegangen wird, dann ist es überflüssig die Zölibatenthebung im § 46 zu verlängern. 
Kabinettsrat hat am 28.10. beschlossen, in die neue Wehrmacht aufgenommen werden dürfen 
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nur jene, welche bereits die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, oder Ende Oktober 
erworben hatten. § 43 spricht nicht davon, jeder den Zustand erst erwirbt --- wir sperren 
dadurch diese Stelle einem Deutschösterreicher. 
Deutsch: § 1 bzw. Motivenbericht hiezu. Schließe mich Reisch an und erkläre, dass die 
Zivilangestellten der Heeresverwaltung zu Zivilangestellten ernannt werden. § 7 – 
militärische Stellen sollen nur Militärisches verwalten. Kann im Motivenbericht darauf 
verweisen, dass diesen Stellen nur militärische Geschäfte zustehen werden. Verheiratete: wir 
haben für die Übergangszeit die Verheirateten zur Aufnahme zugelassen, weil die 
Verheirateten in der unruhigen Zeit ruhiger sind, mit denen man viel besser die Ordnung 
aufrechterhalten kann. Die Leute mit den vielen Kindern kommen wegen der Altersgrenze 
nicht in Betracht = bräuchten dann die Verheirateten nicht aufzunehmen. Auch § 43 trägt 
dem Rechnung. Österreichische Heimatzuständigkeit, die bereits erworben sein muss, so ist 
intern diese Regelung getroffen worden. Eine solche Bestimmung im Gesetz ist nicht möglich, 
im Motivenbericht überflüssig, der Kabinettsbeschluss wird sowieso befolgt. Beide ersten 
Anregungen nehme ich an, beide letzten lehne ich ab. 
Reisch: Gegen Streichung Art. 3, 46 habe ich kein Argument gehört. 22 Personen möglich. 
Bei der Neuaufstellung sollen nur jene aufgenommen werden, welche bereits Ende Oktober 
Staatsbürger waren. Angesichts der Fassung des § 46 die Bestimmung des 
Kabinettsratsbeschlusses vom 28.10. aufrecht bleibt. 
7) Deutsch: Kabinett hat sich mit staatstariflichen Gesprächen beschäftigt und 
Sparmaßnahmen angeordnet. Staatsamt für Heerwesen habe in besonders großer Zahl 
Staatsgespräche geführt. 2/3 der Gespräche sind Liquidierung und auf interne Ämter, welche 
im Staatsamt für Heerwesen ihren Sitz haben. Daraufhin habe ich die Gespräche gesperrt. 
Jetzt ist ein Protest der fremden Missionen eingelaufen. Mein Referent war bei 
Generalpostdirektion und hat gefragt, was wir tun sollen. 
Antony: Wir sind in viele Verlegenheiten schon gekommen, weil im Heerwesen sich so viele 
Fremde befinden. Wir haben nur ¼ des Raumes, die anderen Liquidierung, Verkehrswesen 
und fremde Missionen alle die haben die Telefone kostenlos benützt. Wir meinen, dass diese 
ungeheuren Gebäude mit 1200 Zimmern, dass man die Verwaltung dieser Gebäude dem 
Militär aus der Hand nehmen soll. Das Kabinett wird ersucht, es möge die Verwaltung vom 
Heerwesen wegnehmen und der zuständigen Stelle, Staatsamt für Handel und Gewerbe 
übertragen Ich will dort Ordnung haben. Wir haben im Haus eine Hauszentrale. 
Telefonleitung könnte von Postdirektion übernommen werden und Kosten aliquot auf die 
Benützer aufteilen. 
Renner: Haben keine einheitliche Gebäudeverwaltung. Mit dem Wegfall des 
Bauleitungsamtes ist kein Grund eine Ausnahme zu lassen. Ich habe nur den Eindruck, dass 
diese Sektion des Heeresamtes, diese Gebäudeverwaltung nicht genug Autorität besitzt, sei es 
sachlich oder persönlich. Dort müsste eine energische Persönlichkeit hingesetzt werden und 
in unmittelbarer Fühlung mit den anderen Ämtern sein, um die vielen Gebäudefragen zu 
lösen. 
MR: Was die Staatsgespräche betrifft, welche die fremden Missionen führen: nach dem 
internationalen Tarifreglement, dessen Bestimmungen auch in unsere Fernsprechordnung 
übergegangen ist, sind die diplomatischen und kaiserlichen Vertreter der auswärtigen Staaten 
berechtigt, Staatsgespräche zu führen. Nach Zusammenbruch, als sich die fremden Missionen 
bildeten, seien sie herangetreten an die Telefonverwaltung um Erlaubnis zur Führung von 
Staatsgesprächen. Dabei wurde die Bestimmung über ausländische Vertretungen angewandt. 
Es war das nicht zu vermeiden, als das ehemalige österreichische Offiziere und Beamte waren 
und ihnen bekannt ist, wie schwer es ist, ein Überlandgespräch zu bekommen. Es war das ein 
Zugeständnis, das gemacht werden musste. Ob es heute noch seine Berechtigung hat, ist eine 
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andere Frage, es könnte überprüft werden. Der Antrag Deutsch müsste diesen Fall 
ausnehmen. Im Kriegsministerium handelt es sich um eine Hauszentrale. 
Deutsch: Wir haben gehört, dass die Zahl der Staatsgespräche so groß ist, dass Private 
überhaupt nicht drankommen. Es sind aber nicht Staatsgespräche. 
Ellenbogen: Die fraglichen Staatsgespräche würden als Deutsch Reisch Gespräche gelten, 
weil sie von einer Deutsch-Reisch-Stelle angemeldet werden. 
Paul: Die einzelnen Ämter müssten Vorsorge treffen, dass ihre Tarifstelle nur solche 
Gespräche gesperrt werden. Das Staatsamt für Verkehrswesen wird beauftragt mit der 
Durchführung diesen Beschluss in die Wege zu leiten. 
8) Deutsch: Zeitungen unter besondere Postgebühren fallen sollen. Beschluss ist noch nicht 
durchgeführt. 
Paul: Hoheisl(?) hat mitgeteilt, dass er in Verhandlungen mit den Zeitungen steht und sich 
Sachbericht der Postdirektion geben lässt. Die Gebührenregelung soll in Zusammenhang 
gebracht werden mit Zugeständnis hinsichtlich der Art der Entrichtung der Gebühren. 
Deutsch: Bericht bis 30.I. 
9) Renner: Die Verhandlungen haben sich nur auf die Vermögensabgabe reduziert und wurde 
beschlossen, die Vorlage noch einzubringen mit der Erklärung, dass die Staatsregierung mit 
der Vorlage einverstanden ist und einzelne Herren Vorbehalte gemacht haben. Diese 
Vereinbarung des K.K. ist hinterher aufgekündigt worden. 
Fink: Am Schluss der Verhandlungen hat Präsident gesagt, meritorische Sachen können wir 
nicht, das muss der Kabinettsrat machen. 
Renner: Die Vorlage ist in der Reichspost erschienen. Wenn der Kabinettsrat hinterher eine 
Änderung vornimmt, so ist Reisch nach Lage der Dinge kompromittiert. Es geht schwer, das 
wichtigste Ressort in einer ihm gerade zufallenden Angelegenheit bloß zu stellen. Ich kann 
mir schon denken, dass das die öffentliche Meinung übel aufnehmen würde. Es ist ein 
Unglück, dass es veröffentlicht wurde. Ich möchte bitten, dass man die K. Verhandlungen 
nochmals zu führen, dass bei dieser Sachlage jeder, der sich beschwert erachtet, seine 
Erklärungen abgibt, aber das Kabinett kann den Finanzminister nicht abstechen lassen. 
Vorbehalt, dass einzelne Herren einen Vorbehalt machen. 
Fink: Es ist für uns unmöglich. Ich habe gesagt, dass die Bestimmungen über die 
Kriegsanleihe den K.-Vereinbarungen nicht entsprechen und für uns unmöglich, ebenso § 25 
und Verordnungsrecht nicht durchführbar wären. Daher sind sie für uns unmöglich. Wenn 
man sagen könnte, der Staatssekretär für Finanzen ist allein verantwortlich, dann hätten wir 
nichts zu sagen. Aber es ist eine Vorlage der Staatsregierung. 
Stöckler: Ich weiß nicht, inwieweit wir einen Vorbehalt machen könnten. Für mich sind § 25 
ff. infolge meiner Stellung unmöglich. Es ist undenkbar, dass nach Erklärungen Reisch ich 
aufstehe und Gegenerklärungen abgebe. Es ist noch nicht erhört worden, dass ein Gesetz 
eingebracht wurde, überdies ein Staatssekretär nicht die Möglichkeit hatte, dazu Stellung zu 
nehmen. Wenn eine meritorische Abänderung nicht möglich ist, so kann sie nicht eingebracht 
werden. Es wäre besser, in eine meritorische Beratung einzugehen. Man hätte zu einer 
Verständigung kommen können, aber jetzt kann man nichts machen. 
Renner: Die Sache ist so schwierig geworden, weil wir wegen der Pragreise nicht verhandeln 
können. Man kann auch die Vorlage nicht zurückhalten, wenn die Vorlage nicht erscheint, ist 
Dr. Friedrich Adler, welcher die Mission hat den Plan Versammlung der Unterdelegierten zu 
verhindern schon bis letzter Sitzung des Wiener Ausschusses mit der größten Mühe verhindert 
hat, dass diesen Sonntag Demonstration für die Vermögensabgabe stattfindet. Wenn die 
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Abgabe nicht eingebracht wird, so kommt eine große Beunruhigungsdauer. 
Resch: Die Einbringung kann nicht verzögert werden. Ein Ausweg wäre, trotz der Pragreise 
eine Kommission zusammenzustellen, 2 von jeder Seite, die sollen jeden §, welcher politisch 
nicht erträglich ist, abzuändern. Kriegsanleihe, § 15, § 40 
Deutsch: Vorschlag wäre möglich gewesen, dass der Entwurf nicht in der Öffentlichkeit 
bekannt geworden wäre. Es muss so eingebracht werden und den Staatssekretär für Finanzen 
zu ermächtigen sein Vorschlag ---- 
Renner: Bitte morgen wieder in der Koalition anhängig zu machen und zu versuchen einen 
Ausweg zu finden. 
Reisch: Es wird so dargestellt, als ob ich etwas Unmögliches verlangen würde. § 19 sagt: das 
Vermögen ist nach dem gemeinen Wert anzuschlagen. Bei Grund und Boden ... § 15. 
Kriegsanleihe entspricht dem Koalitionsprogramm. Anforderungsrecht ist eine rein 
technische Sache, über die man sich einigen kann. 
Fink: Sie sind ganz falscher Auffassung, wenn Sie meinen, die 75 % seien zu hoch, wir wollen, 
dass die Koalitionsvereinbarung eingehalten wird. 
Ellenbogen: Die Vorlage hat in der Öffentlichkeit entgegengesetzte Mitteilung entfesselt, aber 
es wird eine Einigung hervorkommen. Es handelt sich jetzt um die Frage, wie bringen wir es 
ein. Die beste Methode ist die Wahrheit zu sagen. Die Vorlage wurde fertig gestellt. Eine 
Vorbereitung im Kabinettsrat war zunächst wegen der Vorbereitungen der Pragreise und 
dann überstürzenden Ereignis nicht möglich. Die vorzeitige unerlaubte Veröffentlichung hat 
diese Beratungen unmöglich gemacht, es bleibt nichts übrig, als dass El. als einen Vorschlag 
des Staatssekretärs für Finanzen im Parlament einbringt. Mit diesen offenen Mitteilungen 
Staatssekretär für Finanzen als seinen Vorschlag einbringt und hervorhebt, dass die 
Einbringung nicht aufgeschoben werden kann, so sind wir aus der Geschichte. 
Stockler: § 25 
Renner: Das K.Komitee muss sich damit befassen, möchte bitten, dass während unserer 
Abwesenheit die Verhandlungen durchgeführt werden und das Ergebnis am Dienstag zur 
Kenntnis gebracht wird. Gottlieb, Grünwald 
9) Vollzugsanweisung zum Besoldungsübergangsgesetz. Darf das weiter beraten und hinaus 
geben werden. 
10) Zuschuss zu den Pensionsparteien   einverstanden. 
11) Abstempelung der 1 und 2 Kronennoten. 
12) Abrechnungsamt: individuelle Abrechnung wäre besser zwischen Parteien. 
15) Miklas: Aufklärung schuldig mit Rücksicht... dass alle diese Veröffentlichungen auf 
Entwürfen eines früheren Studierens der Beratungen beruhen, der Kabinettsrat ---- 
Renner: man könnte sagen dass das --- 
Deutsch: Kommission tritt zusammen und wird über den Vorgang weiter verhandeln. Wenn 
die K. zu einem Beschluss kommt, dann kann es ihm noch angewiesen werden 
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